
Besuche in Pflegeheimen: 
Einrichtungen brauchen 
klare Vorgaben und mehr 
Unterstützung

Aufruf der BAGSO an die Bundes-
länder – der Bundesregierung zur 
Kenntnis

Nachdem Bewohnerinnen und Bewohner 
von Pflegeheimen fast überall in Deutsch-
land etwa zwei Monate lang nicht von 
ihren Angehörigen besucht werden durften, 
versprachen die Bundeskanzlerin und die 
Regierungschefinnen und -chefs der Länder 
am 6. Mai 2020 Regelungen, die den wie-
derkehrenden Besuch durch eine definierte 
Person ermöglicht, sofern es aktuell kein 
Infektionsgeschehen in der Einrichtung gibt. 
Bei der Pressekonferenz am gleichen Tag 
betonte die Bundeskanzlerin, wie wichtig 
ihr dieser regelmäßige Zugang einer festen 
Kontaktperson sei.

1 https://www.biva.de/biva-umfrage-erfahrungen-mit-den-pflegeheimbesuchen-unter-auflagen/

Die 16 Bundesländer haben den Beschluss 
zwischenzeitlich umgesetzt, allerdings in 
höchst unterschiedlicher Weise. Eine vom 
Pflegeschutzbund BIVA durchgeführte On-
line-Umfrage1 sowie Rückmeldungen von 
Angehörigen an die BAGSO verdeutlichen, 
dass die neuen Länderverordnungen nicht 
ausreichen, um die Situation für die Pflege-
bedürftigen und ihre Angehörigen entschei-
dend zu verbessern. So stellen es mehrere 
Bundesländer weiterhin in das Ermessen der 
Einrichtungen, ob sie überhaupt Besuche 
zulassen. 

Auch Art und Weise, Dauer und Häufigkeit 
der Besuche führen bei vielen Betroffenen, 
die sich auf die angekündigten Lockerungen 
gefreut hatten, zu Ernüchterung. Obwohl 
in den Verordnungen einiger weniger Län-
der eine tägliche Besuchsmöglichkeit vor-
gesehen ist, scheint dies in der Praxis die 
absolute Ausnahme zu sein. Vielfach sind 
Besuche, wenn überhaupt, nur einmal pro 
Woche möglich, und sie sind zudem auf 
eine Dauer von 30 bis 60 Minuten begrenzt. 
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In vielen Einrichtungen bleiben die Ange-
hörigen (meistens sind das die Ehepartner, 
Töchter oder Söhne) durch eine Plexiglas-
scheibe voneinander getrennt. Für die 
meisten Heimbewohnerinnen und Heimbe-
wohner und ebenso für ihre Angehörigen ist 
diese Form des Kontakts nicht angemessen, 
für viele ist sie sogar verstörend. Vor allem 
für die große Zahl von Menschen mit De-
menz sind Nähe und Berührung elementare 
Bedürfnisse. Für viele Bewohnerinnen und 
Bewohner übernehmen die Angehörigen 
zudem wichtige Aufgaben, etwa indem sie 
sich um eine ausreichende Nahrungs- und 
Flüssigkeitsaufnahme kümmern. Da dies 
in kaum einer Einrichtung durch einen 
Zuwachs von Personal kompensiert wer-
den konnte, dürfte es in den vergangenen 
Wochen und Monaten zu einer Verschlechte-
rung des Allgemeinbefindens vieler Bewoh-
nerinnen und Bewohner gekommen sein, 
teilweise mit dramatischen Auswirkungen.2

Ausgangsbeschränkungen für Menschen, 
die in Heimen leben, aber hinreichend 
mobil sind, sind der mit Abstand schwerste 
Grundrechtseingriff seit Beginn der Corona-
Epidemie in unserem Land. Einige Bundes-
länder haben nun ausdrücklich klargestellt, 
dass Bewohnerinnen und Bewohner die 
Einrichtungen verlassen dürfen. Zum Schutz 
der Mitbewohnerinnen und Mitbewohner 
und des Personals dürfen die Einrichtun-
gen Auflagen anordnen, etwa das Tragen 

2 Auch die Deutsche Alzheimer Gesellschaft stellt fest: „Folge des […] absoluten Kontaktverbots zu den Ange-

hörigen ist für Menschen mit einer fortgeschrittenen Demenz oft großes Leid, weil sie die Maßnahmen nicht 

verstehen können, oder gesteigerte Unruhe und Aggressivität.“ (https://www.deutsche-alzheimer.de/ueber-

uns/presse/aktuelles-zur-corona-krise.html) Erste Ergebnisse der aktuellen Online-Umfrage des BIVA Pflege-

schutzbundes bestätigen, dass Angehörige, die Zutritt in die Einrichtungen erhalten haben, nicht selten einen 

schlechten Allgemeinzustand der Bewohner feststellen. (https://www.biva.de/lockerungen-des-besuchsverbo-

tes-in-alten-und-pflegeheimen-unzureichend-umgesetzt/) 

eines Mund-Nasen-Schutzes in allen Ge-
meinschaftsräumen für die Dauer von 14 
Tagen nach Verlassen der Einrichtung. Die 
meisten Bundesländer haben keine Re-
gelung zu dieser Frage getroffen. Manche 
Einrichtungsleitungen sehen sich – auch 
aus Angst vor strafrechtlichen Konsequenzen 
im Falle eines Infektionsgeschehens – legi-
timiert, den Ausgang von Bewohnerinnen 
und Bewohnern zu behindern, etwa indem 
sie ihnen (bzw. den Angehörigen) mit einer 
mehrwöchigen Quarantäne auf dem Zimmer 
drohen oder indem sie Menschen, die auf 
den Rollstuhl angewiesen sind, nicht zum 
Ausgang begleiten. Die Entscheidung über 
solche Freiheitseinschränkungen kann je-
doch nicht von den Einrichtungen getroffen 
werden.

Wir übersehen nicht, dass seit Beginn der 
Corona-Krise in vielen Einrichtungen mit 
großem Engagement daran gearbeitet  
wurde, die fehlenden sozialen Kontakte im 
Rahmen des Möglichen zu kompensieren. 
Mit Blick auf die weitreichende Öffnung vie-
ler anderer, weniger grundrechtsrelevanter 
Lebensbereiche verlangen die Betroffenen 
jedoch zu Recht, dass Besuche in Pflege-
heimen nicht länger unverhältnismäßig 
eingeschränkt werden. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, dass ein Impfstoff gegen 
COVID-19 in absehbarer Zeit nicht zur Verfü-
gung stehen wird.

https://www.deutsche-alzheimer.de/ueber-uns/presse/aktuelles-zur-corona-krise.html
https://www.deutsche-alzheimer.de/ueber-uns/presse/aktuelles-zur-corona-krise.html
https://www.biva.de/lockerungen-des-besuchsverbotes-in-alten-und-pflegeheimen-unzureichend-umgesetzt/
https://www.biva.de/lockerungen-des-besuchsverbotes-in-alten-und-pflegeheimen-unzureichend-umgesetzt/
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Am wichtigsten ist aus unserer Sicht:

1. Klare Vorgaben der Politik
Die Entscheidung, ob Bewohnerinnen und 
Bewohner von ihren Angehörigen besucht 
werden können, darf in keinem Bundesland 
länger im Ermessen der Einrichtungen bzw. 
ihrer Leitungen stehen. Auch Einschränkun-
gen von Dauer und Häufigkeit des persön-
lichen Kontakts müssen klar geregelt und 
dürfen nicht unverhältnismäßig sein. So ist 
jeweils auch das aktuelle Infektionsgesche-
hen in der betreffenden Stadt, bzw. dem 
Landkreis zu berücksichtigen.

Schließlich sollten – wegen der zweifel-
haften Praxis etlicher Einrichtungen – alle 
Bundesländer in ihren Verordnungen klar-
stellen, dass Bewohnerinnen und Bewohner 
die Einrichtung, in der sie wohnen, selbst-
verständlich verlassen dürfen. Für eventuel-
le Auflagen bei Rückkehr muss es eindeutige 
Vorgaben geben.

Mit Blick auf die erheblichen Grundrechts-
eingriffe (Art. 1, Art. 2 und Art. 6 GG) darf die 
Politik die Verantwortung für diese grund-
sätzlichen Fragen nicht auf die Einrichtun-
gen abwälzen. Es sollte möglichst schnell 
eine Abstimmung der Gesundheitsministe-
rinnen und -minister dazu geben. Das darf 
jedoch nicht zu einer Verzögerung dringend 
notwendiger Korrekturen führen.

2. Bedarfsgerechtes Vorgehen
Wenn – was bei Menschen mit Demenz sehr 
häufig der Fall ist – Angehörige Teil des Pfle-
gesettings sind, müssen tägliche Besuche mit 
ausreichender Zeitdauer möglich gemacht 

3 Den gleichen Anspruch müssen Menschen haben, die sich zu Hause um ihre pflegebedürftigen Angehörigen 

kümmern!

werden. Gar keine zeitlichen Beschränkun-
gen darf es für den Besuch schwerstkranker 
und sterbender Menschen geben. 

Um einem körperlichen und geistigen Abbau 
entgegenzuwirken, müssen Maßnahmen 
der gesundheitlichen Prävention und der 
Gesundheitsförderung wieder durchgeführt 
werden. Das reicht von Bewegungsangebo-
ten über therapeutische Anwendungen bis 
zu ärztlichen oder zahnärztlichen Vorsorge-
untersuchungen.

3.  Sicherstellung des Schutzes vor  
Infektionen

Neben einer ausreichenden Ausstattung 
der Einrichtungen mit Schutzkleidung und 
Desinfektionsmitteln müssen die vom Bun-
desgesundheitsminister angekündigten 
präventiven Tests kurzfristig durchgeführt 
werden. Neben dem Personal und den Be-
wohnerinnen und Bewohnern müssen auch 
die wichtigsten Kontaktpersonen Anspruch 
auf solche Tests haben.3 Das soll Angehö-
rigen wieder „normale“ Besuche in der 
Einrichtung und auf den Zimmern möglich 
machen.

4. Unterstützung der Einrichtungen
In den meisten Einrichtungen fehlt es nicht 
an gutem Willen, sondern an den notwen-
digen Ressourcen, um den pandemiebe-
dingten zusätzlichen Anforderungen gerecht 
zu werden. Es ist deshalb maßgeblich, dass 
zusätzliche Sachmittel zur Verfügung gestellt 
werden, z. B. für bauliche Maßnahmen zur 
Umsetzung von Hygienekonzepten. Und es 
muss Personal (z. B. Beschäftigte von Kom-
munen) bereitgestellt werden, das beim 
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Besuchermanagement unterstützt. Auch 
Ehrenamtliche oder die in etlichen Einrich-
tungen bereits aushelfende Bundeswehr 
können solche organisatorischen Aufgaben 
übernehmen. Schließlich müssen auch für 
die medizinischen Tests geeignete Perso-
nen (z. B. Medizinstudierende) gefunden 
werden. Die Politik muss die Weichen dafür 
stellen.

Wir rufen alle Länder – vor allem diejeni-
gen, die die Entscheidung über Besuchs-
möglichkeiten bislang vollständig den 
Einrichtungen überlassen haben – dazu 
auf, klare Vorgaben zu machen. Alle Län-
der sollten zudem kurzfristig die aktuellen 
Verfahrensweisen in den Einrichtungen 
wirksam überprüfen. Soweit die Vorgaben 
nicht umgesetzt werden oder sonst Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit bzw. Verhältnismä-
ßigkeit von Maßnahmen bestehen, müssen 
sofort Korrekturen veranlasst werden.

25. Mai 2020

BAGSO 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der Seniorenorganisationen e. V.

Noeggerathstr. 49 
53111 Bonn 
Telefon 0228 / 24 99 93-0  
Fax 0228 / 24 99 93-20  
kontakt@bagso.de  
www.bagso.de

Die BAGSO vertritt über ihre 120 Mit-
gliedsorganisationen viele Millionen 
ältere Menschen in Deutschland.
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